
Eine  Partei müsste aktiv-kämpfe-
risch  gegen die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung vorgehen
oder  sie  beseitigen wollen. Es
reicht  nicht, verfassungsfeindliche
Aussagen von  Einzelpersonen zu

untersuchen -  etwa von Björn Hö-

cke.  Diese  Aussagen müssten prä-
gend  für  die  Gesamtpartei sein,
um  ein  Verbot zu  begründen. Das

ist  im  Moment schwer möglich.
Anders als  die  NPD hat  die  AfD ih-
re  verfassungsfeindlichen Positio-

nen nicht ins  Parteiprogramm ge-
schrieben. Hinzu kommt: Ein jah-
relanges Verbotsverfahren würde
die  AfD  in  eine  Märtyrerrolle brin-

gen,  die  sie  ausschlachten würde.
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Was  fehlt?

Ich  schließe ein Verbotsverfahren
gegen die  AfD nicht kategorisch
aus.  Unsere Verfassung sieht Par-

teienverbote ausdrücklich vor.

Aber  ich  kann  mir  derzeit kein
Szenario vorstellen, in  dem ich da-
für  wäre.  Das  Material, das  der
Verfassungsschutz bislang gegen
die  AfD  gesammelt hat,  reicht je-
denfalls für  ein  Verbotsverfahren
nicht aus.

Gibt es  ein Szenario, in dem Sie ein

Verbotsverfahren gegen die AfD
befürworten würden?

Das  Kooperationsverbot mit  der
AfD  ist  ein Grundsatzbeschluss in
der  CDU.  Es  kann nicht je  nach
Bundesland anders beantwortet
werden. Die  Bundespartei hält sich
normalerweise aus  der  Regie-
rungsbildung in  den Ländern her-
aus.  Bei  dieser  grundsätzlichen
Frage  ist  aber die  ganze Partei be-
troffen.

Bleibt die CDU in Sachsen-Anhalt

standhaft,  wenn  sie  nach  der
Wahl gemeinsam mit der AfD re-

gieren könnte?

Friedrich  Merz  ist  der  gewählte
Bundeskanzler. Er wird für  die  ge-
samte Wahlperiode im Amt bleiben.

Bleibt Merz in jedem Fall Kanzler?

Die  Wahlen im  September werden
ganz  sicher  keine  Katastrophe,
aber  in  jedem Fall Auswirkungen
auf  die  Regierungsarbeit in  Berlin
haben. Das  betrifft uns  aber alle.
Klar  ist:  Für  die enormen Refor-

men,  die  wir uns  vorgenommen
haben, brauchen wir starke Regie-
rungsparteien und starke Partei-

vorsitzende.

Kann Merz im Amt bleiben, wenn

die  CDU in  den drei  Wahlen im
Herbst eine Katastrophe erlebt?

Von  „beleidigt sein"  würde ich
nicht  reden, eher von Betroffen-
heit.  Aber klar ist  doch: Der Bun-

deskanzler bestimmt, wer  Teil  sei-

ner  Regierung ist.

Warum ist  die  CDU so  weinerlich
geworden, dass alle beleidigt sind,
wenn der  Chef seine Mannschaft
neu  aufstellt?

wünscht hätte, aber das war  eben
den  Umständen geschuldet. Der

Bundeskanzler musste in  sehr kur-
zer  Zeit Entscheidungen fällen, die
wieder  andere  Entscheidungen
nach sich zogen. Nach außen ist
ein  Bild  entstanden, als  würde die
große Linie fehlen. Deswegen gab
es  auch  eine  Aussprache in  der
Fraktion. Aber jetzt ist  das  geklärt,
und  wir schauen nach vorne.

Die  Autorität des  Kanzlers ist  in-

takt.  Der Personalwechsel ist  nicht
so  gelaufen, wie man es  sich  ge-

Im  Zuge von Merz' Personalwech-
sel  gab es  aus der CDU heftige Kri-

tik  am  Kanzler. Schmilzt gerade
seine Autorität?

Als  Chef des  Kanzleramts muss

man  zu  jeder Tages- und Nachtzeit
damit rechnen, dass eine Lage ein-
tritt,  in  der man  sofort Entschei-
dungen größter Tragweite treffen
muss.  Echte  Entspannung oder
völliges Loslassen -  das  gibt es  in
diesem Amt einfach nicht. Das  ist
durchaus belastend.

Und was vermissen Sie  überhaupt
nicht?

Thorsten Frei:  Die  Kanzlerküche!
(lacht)  Nein, am  allermeisten wer-

de  ich die  Kolleginnen und Kolle-
gen  vermissen. Im Kanzleramt ar-

beitet man  mit den Besten der Bes-

ten  zusammen, davon habe ich
sehr  profitiert. Und inhaltlich ge-
sehen:  Ich habe mich sehr gerne
um  die  Nachrichtendienste ge-
kümmert, besonders um  den BND.

Herr Frei, was aus dem Kanzler-
amt werden Sie vermissen?

Berlin. Im Büro von Thorsten Frei
stapeln sich  noch die  Umzugskar-
tons.  Nach dem Rücktritt von Jens

Spahn führt der  bisherige Kanzler-
amtschef jetzt die  Unionsfraktion
im  Bundestag. Im  Gespräch er-

zählt  der  CDU-Politiker, was  er

von  einem AfD-Verbotsverfahren
hält  -  und wie es  um  die  Autorität
des  Kanzlers steht.

Jan  Dörner, Julia  Emmrich
und Melanie Amann

Der  neue Unions-Fraktionschef Thorsten Frei erklärt
die  Lage des Kanzlers und sagt, warum er  gegen
die  Regenbogenflagge auf dem Bundestag ist.

„Merz wird für  die
gesamte Wahlperiode

im  Amt bleiben"



Ich  bin für  die  Widerspruchslö-
sung  bei  der  Organspende und
werde  dementsprechend im  Bun-

destag  dafürstimmen. Ich  habe
selbst  einen Organspendeausweis,
auch wenn ich  mich früher lange
Zeit  nicht mit dem Thema beschäf-
tigt  habe -  weil ich  keine Zeit oder
andere Ausreden parat hatte. Heu-

te  steht für  mich fest:  Es  ist  zu-

mutbar,  dass  sich  jeder Mensch
einmal im  Leben damit auseinan-
dersetzt, ob  er  Organspender sein

will  oder nicht. Meine Einschät-
zung ist,  dass mehr Menschen zur

Organspende bereit wären, als  ak-
tuell einen Ausweis bei  sich tra-

gen.  Ich  bin  optimistisch, dass es

dieses  Mal eine Mehrheit im  Bun-

destag  für  die  Widerspruchslö-
sung bei  der  Organspende geben
wird.

Westdeutsche Allgemeine Zeitung / 08.08.2026  

Es  gibt einen neuen Anlauf für die
Einführung einer Widerspruchs-
lösung bei der Organspende. Sind
Sie  dafür?

Ich  sehe keinen Änderungsbedarf.
Ich  spüre  ein  solches Bedürfnis
auch in  der Fraktion nicht. Wir  ha-
ben  dort  Entscheidungen auf der
Grundlage fundierter Debatten ge-
troffen. Die  CDU hat ihre Position
erst  auf ihrem Parteitag im  Febru-
ar  mit sehr breiter Mehrheit be-
kräftigt.

Ist  der Fall Spahn ein Anlass, die
Regeln  für Leihmutterschaft zu

ändern?

Auf  der  einen Seite steht die  poli-
tische  Entscheidung, für  die  es  vie-
le  gute  Argumente gibt. Auf der
anderen  Seite  befand  sich  Jens
Spahn in  einem persönlichen Di-

lemma. Ich hätte mir in  der öffent-
lichen Debatte gewünscht, dass
der  menschlichen Tragik mehr
Rechnung getragen worden wäre.

Stattdessen haben wir  Hass, Häme
und  Boshaftigkeit ohne Maß er-

lebt.

Deutschland verboten, wofür sich
auch Spahn in der Vergangenheit
eingesetzt hatte.

Jens Spahn und sein Mann haben
ein  Kind per Leihmutter in  den
USA  bekommen. Das  ist  in

Wir  kennen uns  seit  Jahren und
wir  haben in  den  vergangenen 15
Monaten in  unseren unterschied-
lichen Funktionen besonders eng
zusammengearbeitet. Ich  schätze
Jens  Spahn persönlich sehr.  Wir
waren  in  den vergangenen Tagen
und  Wochen regelmäßig in  Kon-
takt.

In  Ihrem Büro hängen noch Bilder,
die  Jens  Spahn aufgehängt hat.
Haben Sie Kontakt mit ihm?

Die  Entscheidung trifft  die  Bun-

destagspräsidentin. Aber meine
Meinung ist:  Motto-Flaggen gehö-
ren  nicht auf den  Reichstag. Auf
offiziellen Staatsgebäuden sollten
zwei  Flaggen wehen, die  unser

Wertefundament beschreiben:
Das  ist  Schwarz-Rot-Gold, und das
ist  die  Europa-Flagge. Schwarz-
Rot-Gold  sind  die  Farben der  De-
mokratie in  Deutschland. Sie  ste-

hen  für  Einigkeit und Recht und
Freiheit. Europa ist  unsere Werte-

gemeinschaft. Dahinter sollten
sich alle Menschen, die  in  Deutsch-
land leben, versammeln können.

Sollte Bundestagspräsidentin Ju-

lia  Klöchner beim nächsten CSD
doch  die  Regenbogenflagge auf
dem Parlament hissen?

nity  nach diesem symbolischen
Schritt kann ich verstehen. Aber
das  würde  unsere  Verfassung
überfrachten. Der  Artikel 3  des
Grundgesetzes verbietet Diskrimi-
nierung jeglicher Art.  Das hat das
Bundesverfassungsgericht mehr-
fach  sehr  klar  bestätigt. Auch
wenn ich die  Lage der Betroffenen
nachvollziehen kann, mehr Sicher-
heit  für  queere Menschen schafft
man so  nicht.

Ich  halte das nicht für  notwendig.
Den  Wunsch der queeren Commu-

Sind Sie  offen für die Forderung
der  SPD, ein  Verbot von Diskrimi-
nierung wegen sexueller Identität
im  Grundgesetz zu  verankern?
Auch die queere Community for-
dert dies nach dem CSD-Anschlag.

form.

Wir  stellen uns  jeder politischen
Debatte, wenn Ministerpräsiden-
ten  oder  Abgeordnete Diskussi-
onsbedarf haben. Aber ich  glaube,
dass  wir extrem gute Argumente
dafür  haben, die  Ergebnisse der
Alterssicherungskommission in
allen Teilen umzusetzen. Was  jetzt
zur  Rente auf dem Tisch liegt, hat
das  Zeug zu  einer Jahrhundertre-

Der  CSU-Chef Markus Söder zieht
an  dem Baustein, die Minijobs ab-

zuschaffen.

Eine  Härtefallregelung bei  der Ab-
schaffung der „Rente mit 63"  ist  in

jedem  Fall  angezeigt. Und  auch
über  eine Übergangsregelung wird
man  reden. Die  Empfehlungen der
Alterssicherungskommission sind
ein  sorgfältig  ausbalancierter
Kompromiss —  zwischen Union
und  SPD,  aber auch zwischen den
verschiedenen Generationen. Neh-
men  wir diesen Baustein heraus,
gefährden wir  das  gesamte Vorha-
ben.  Dann kommt der Nächste und
will auch noch etwas ändern.

zügige Härtefallregelung geben?

Im Herbst berät der Bundestag die

Reformen. Der Widerstand gegen
die  Abschaffung der „Rente mit
63"  ist massiv. Muss es  eine groß-

Die  AfD  ist  seit  2017 im  Bundestag.
Während sich die rechten Parteien
in  Italien und Frankreich seit Jah-
ren  eher hin zur  politischen Mitte
bewegen, geht die  AfD  in  die  ent-

gegengesetzte Richtung. Die  AfD
radikalisiert sich  immer weiter
nach rechts. Diese Entwicklung ist
vermutlich noch nicht  abgeschlos-
sen.

Radikalisiert sich die AfD weiter?

dern.  Damit setzen sie  sich  dem
Verdacht aus,  dass  sie  sich  eines
unliebsamen politischen Konkur-
renten entledigen möchten.

Es  wäre  schon skurril, wenn Par-

teien,  die  teilweise deutlich weni-
ger  Zuspruch bekommen als  die
AfD,  ein  Verbotsverfahren for-

Welches?

Aber es  gibt noch ein weiteres po-
litisches Argument.
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